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Trumps Schulden
haben mit uns zu tun

W as für ein Kater:
Tag für Tagmuss
die US-Regie-

rung drei Milliarden Dol-
larzahlen,weildasLandin
der Vergangenheit deut-
lichüber seineVerhältnis-
segelebthat.Aufs Jahrge-
sehen,summierensichdie
Zinsverpflichtungen der Vereinig-
ten Staaten für die bestehenden
StaatsschuldenaufmehralseineBil-
lion Dollar. Das ist mittlerweile der
zweitgrößteHaushaltsposten– hin-
terdenAusgabenfürdieSozialversi-
cherung, aber noch vor dem riesigen
Militäretat.
Dass dieGesamtschulden derUSA

jetzt erstmals die Marke von 40 Bil-
lionen Dollar überschritten haben,
istdabeinureinevonvielenschlech-
ten Wirtschaftsnachrichten für Prä-
sident Donald Trump. Die Inflation
bleibt störrisch hoch, der Dollar ver-
liert international anBoden, unddie
Zinsen für US-Staatsanleihen lagen
zuletzt so hoch wie seit 20 Jahren
nicht.

Das Rekorddefizit desUS-Staatshaushaltswirkt sich
direkt und indirekt auf die deutscheWirtschaft aus

hohe Inflation und die ka-
tastrophal schwankende
Zollpolitik zu sehr auf
Preise und Kauflust.
Auch das Umfeld für In-

vestitionen aus dem Aus-
land in den USA ist weiter
schwierig. Eine neue Fab-
rik in den Vereinigten

Staaten zu bauen, ist vielen Unter-
nehmen aktuell zu riskant.
Steigende US-Anleihezinsen be-

lasten andere Volkswirtschaften in-
direkt: Andere Staaten orientieren
sichnicht nur amLeitzinsniveauder
US-NotenbankFed,sondernauchan
der Entwicklung bei den US-Staats-
anleihen. Die Folgen: Die Zinsen für
30-jährige Staatsanleihen etwa in
Großbritannien sind inzwischen so
hoch wie seit 1998 nicht mehr. Die
Zehnjahres-Rendite deutscher An-
leihenliegtaufdemhöchstenNiveau
seit 2011. Und die Kreditkosten für
japanische Anleihen stehen erst-
malswieder auf demLevel von1996.
Staaten müssen damit immer

mehr Geld für neu ausgegebene An-
leihenzahlen–einzuletztausgewei-
tetes Rückkaufprogramm in den
USA zur Stützung des Marktes hat
die Anleihezinsen nur wenige Tage
dämpfen können. Diese höheren
AusgabenverringerndieSpielräume
von Regierungen für Staatsausga-
benundbefeuernDiskussionenüber
schmerzhafte Einschnitte etwa bei
Sozialleistungen.
Ein verdecktes Risiko: In den USA

häuft nicht nur der Staat, sondern
ebenso der Unternehmenssektor
enormeSchuldenan–unddiesetau-
chenoftnochnichteinmal indenBi-
lanzen auf. Der Grund: KI. Das „Wall
Street Journal“ hat vorgerechnet,
dass allein neun große Techkonzer-
ne mehr als drei Billionen Dollar an
Verbindlichkeiten aus Kauf- und
Mietzusagen fürRechenkapazitäten
und Infrastruktur vor sich herschie-
ben.
Diese verdeckten Schulden ver-

schärfen zusammen mit historisch
optimistischenFirmenbewertungen
die Risiken im KI-Umfeld. Sollten
sichdieHoffnungenindieTechnolo-
gie nicht so schnell erfüllen wie er-
hofft, droht eine Abwärtsspirale –
schließlich haben auch viele private
Anleger und börsengehandelte
Fonds viel Geld inUnternehmenwie
Nvidia, Meta oder Amazon gesteckt.

LEITARTIKEL

Treiber dieser Krise sind nicht zu-
letzt Trumps Iran-Krieg und seine
SteuersenkungsgeschenkeanSuper-
reiche. Sie hat aber auch mit uns zu
tun. Denn der wachsende Schulden-
berg hat nicht nur sehr direkte Fol-
gen für bestehende Handelsbezie-
hungen, sondern auch indirekte
Konsequenzen. Entwicklungen in
den USA an den Finanzmärkten ha-
ben eineweltweite Signalfunktion.
Außerdem wird die Krise noch

durcheinzusätzlichesverdecktesRi-
siko verstärkt. Eine schwache US-
WirtschaftschadetanderenLändern
direkt, auch Deutschland: Die Ver-
einigten Staaten sind immer noch
das wichtigste Abnehmerland für
deutsche Exporte, doch die Ausfuh-
renlagenimerstenHalbjahr2026um
6,1 Prozent unter dem Niveau des
Vorjahres. Derzeit sieht es nicht so
aus, alswürde sichdieUS-Nachfrage
schnell erholen. Dafür drücken die

FürMerz geht es ums Ganze

D er Bundeskanzler ist
aus den Ferien zu-
rück. Nach mehr als

dreiWochenohneöffentli-
che Termine trat Friedrich
MerzamWochenendewie-
der auf und besuchte Ein-
satzkräfte imHürtgenwald
nachderdortigenBrandka-
tastrophe. Eswar für den 70-Jährigen
nicht der geschmeidigste Anlass für
denWiedereinstieg ins politische Ta-
gesgeschehen. EinpaarDemonstran-
ten begleiteten sein Statement mit
Pfiffen und Zwischenrufen, weil der
Kanzler sich zu spät habe blicken las-

Kanzlermuss umdie Koalition und sein Amt kämpfen

senundzuweniggegendieKlimakrise
tue.
Doch ein unfreundlicher Empfang

ist Merz’ geringstes Problem. Für ihn
geht es in den bevorstehenden Wo-
chen umnicht weniger als den Erhalt
seiner Koalition und seiner Kanzler-
schaft. Die Mehrheit der Deutschen

KOMMENTAR

istmitderArbeitdesRegie-
rungschefs unzufrieden
und mutmaßt, er werde
nichtdie ganzeWahlperio-
de überstehen. Die Umfra-
gewerte für Schwarz-Rot
sind mies. Zudem haben
die Landtagswahlen in
Sachsen-AnhaltundMeck-

lenburg-Vorpommern im September
potenzielldasZeug,dieKoalitionzer-
brechen und die Chefs von CDU und
SPD stürzen zu lassen.
VordenfreienTagenwaresdenKo-

alitionärennochgelungen, großeRe-
formpläne vorzustellen. Allerdings
wurden diese während der Abwesen-
heit des Kanzlers auch aus den eige-
nen Reihen zerpflückt, allen voran
das Herzstück der Rentenreform: die
Abschaffung der abschlagsfreien
Rente nach 45 Beitragsjahren.
An diesemMontag kommt nun das

CDU-Präsidium zusammen, tags da-
rauf trifft sich das Kabinett zur Klau-
sur. Merz sollte beide Termine drin-
gend nutzen, gefrustete Parteikolle-
gen zu besänftigen undwieder Einig-
keit über die Reformpläne herzustel-
len.DennwernachderSommerpause
direkt kassiert, was er vor der Som-
merpause angekündigt hat, kann
politischgleicheinpacken–undganz
sicherbeidenWählernnichtpunkten.

Offene
Versprechen

Nein, für die Rekordtemperatu-
ren dieses Sommers kann die
Bahn wirklich nichts. Aller-

dings lässt der Hitzestress somanche
Probleme, die einen zwischen Berlin
und Hamburg oder Wuppertal und
Köln auf jeweils frisch generalsanier-
ten Strecken ausbremsten, wie im
Brennglas erscheinen: sehr konzent-
riert, sehr schmerzhaft. Umleitungen
funktionieren nicht, Weichen und
Signale versagen ihren Dienst. Ist
dannauchnochdasAngebotimBord-
bistroausverkauft,sinddasdieBedin-
gungen für grundsätzlichen Bahn-
Frust bei den Reisenden – worunter
nicht selten die Beschäftigten zu lei-
den haben.
Inzwischen ist klar: Das Konzept

der Korridorsanierungen muss ver-
bessert werden. Zwar ist es sinnvoll,
viele Dinge in einemAufwasch zu er-
ledigen. Aber Umleitungsstrecken
müssendafürgutvorbereitetundent-
sprechend ausgerüstet sein. Auch
mehr Hitzeanpassung ist nötig, um
die Bahn verlässlicher und wider-
standsfähiger zu machen – Ziele, die
auchmit Blick auf die Sicherheitslage
wichtigerwerden.Damit all dasmög-
lich ist, braucht es bessere Planbar-
keit. Und die gibt es nicht, wennman
sich–wie in Deutschland bislang üb-
lich– finanziell von Jahr zu Jahr han-

Mit den Erfahrungendes
Hitzesommersmuss die
BahnProbleme angehen

KOMMENTAR

gelt. Eine mehrjährige Finanzierung,
die basierend auf einem „Infraplan“
die Sanierung und Weiterentwick-
lung des Schienennetzes langfristig
sichert, muss endlich her. Zumal sie
das Bauen billigermacht.
Hierfür muss sich auch der neue

Verkehrsminister Steffen Bilder
(CDU) starkmachen–zusammenmit
denFachleutenseinesHauses, indem
es eine große Bahnabteilung gibt.
Neben der Entwicklung des umfas-
senden „Infraplans“ gehören dazu
auchmehr Steuerung sowie ein Fern-
verkehrskonzept, in dem Platz für
Wettbewerber ist, aber auch für den
Flächenverkehr.
Im besten Fall fährt die Bahn dann

in Zukunft auch bei Rekordtempera-
turenohnediegewohntgroßenProb-
leme.Wasdoppeltwichtigwäre.Denn
der Bahnverkehr schont das Klima.
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Thomas Plaßmann

Der Präsident und der 51. Bundesstaat

L etztlich denkt Donald Trump
wie ein Bauunternehmer.
Schließlich war er ja auch

einer,bevorermitder2004erstmals
ausgestrahlten Fernsehserie „The
Apprentice“ zu einem der bekann-
testen Promis der USA avancierte.
Als Präsident versucht Trump im-
mer noch, alles umzuorganisieren.
Kosten spielen dabei keine Rolle,
egal, inwelcherHöhe. Trotz des as-
tronomisch teuren Irankriegs, der
Munitionsprobleme der US-Armee
und des andauernden Ukraine-
kriegsfindetTrumpimmernochdie
Zeit, inWashingtonund imWeißen
Haus alles abreißen und umbauen
zulassen.Nachwievorwillerseinen
umstrittenen 8400-Quadratmeter-
Ballsaalmit Platz für 1000Gäste an
dieStelledeskurzerhandabgerisse-
nen historischen Ostflügels des
WeißenHausessetzen.Jetztsollder
Oberste Gerichtshof entscheiden,
obdasalles rechtmäßig ist.DenRo-
sengarten seines Amtssitzes hat
Trump teilweise wegbetonieren
lassen,undinderNäheentstehtein
großer Hubschrauberlandeplatz,
derrechtzeitigzumBesuchvonChi-
nas Präsident Xi Jinping Ende Sep-
tember fertig sein soll.
Denberühmten„ReflectingPool“

vor dem Lincoln Memorial lässt
Trump„erneuern“, und das Kenne-
dy Center mit seinen weltbekann-
ten Konzerthallen hat er für Reno-
vierungenkurzerhandgeschlossen.
Bekanntermaßenmöchte Trump

auch das Territorium der USA ver-
größernundsichGrönlandodergar
Kanada aneignen– sehr zumMiss-
fallen der dort lebenden Bevölke-
rung und ihrer Regierungen. Dabei
gibt es ganz in der Nähe der USA –
nur etwa vier Flugstunden vonWa-
shington entfernt– eine sehr schö-

GernwürdeDonald TrumpGrönland oder Kanada annektieren, gegen deren
Willen – dabei gibt es eine Karibikinsel, der nichts lieberwäre: Puerto Rico

neInselinderKaribik,dieschonseit
Jahrzehntendas51.Bundeslandder
USAwerdenmöchte: Puerto Rico.
Mit ihren 3,2 Millionen Einwoh-

nern ist die faszinierende Insel die
größtevoninsgesamtfünfbewohn-
ten(undneununbewohnten)Terri-
torien,dieTeilderUSAsind,aber ir-
gendwie dochnicht richtig dazuge-
hören.Dieanderenvierbewohnten
Territorien mit Einwohnerzahlen
zwischen 40.000 und 170.000 sind
Samoa, Guam, die Nord Marianna
InselnunddieUSVirgin Inseln.Die
hier geborenen Menschen sind
amerikanischeStaatsbürger, haben
einen amerikanischen Pass, benut-
zendenUS-DollaralsWährungund
unterliegen den Gesetzen der USA.
SiezahlenaberkeineEinkommens-
steuer, sind von vielen Sozialleis-
tungen ausgeschlossen und dürfen

AMERIKAVERSTEHEN

auch nicht bei Präsidentschafts-
undKongresswahlenwählen.
Seitdem Christoph Kolumbus

1493aufdervondenTainobewohn-
ten Insel landete, wurde das strate-
gische wichtige Puerto Rico von
Spanien regiert. Mit Hilfe der ein-
drucksvollen Festungen in San
Juan, der größten Stadt Puerto Ri-
cos, konnte es seine amerikani-
schen Kolonien fast 400 Jahre lang
gegen seine europäischen Rivalen
verteidigen. Die Insel entwickelte
sich bald zu einem wichtigen Ex-
portland für Kaffee, Tabak und Zu-
cker. Doch gleichzeitig wuchs das
Unabhängigkeitsbestreben der
Puertoricaner, so dass Spanien ih-
nen 1897 dieAutonomie gewährte.
Doch nur wenige Monate später

wurdePuertoRico,wieauchdiePhi-
lippinen und Guam, im Spanisch-
AmerikanischenKriegvondenUSA
erobert.Mit einemkurzen, aber ag-
gressivgeführtenMilitäreinsatzge-
langesdenUSA,Spanienfür immer
aus der Karibik und der westlichen
Hemisphäre zu verdrängen.
Während die Philippinen erst

1946,nachfast50-jährigeramerika-
nischer Kolonialherrschaft, die Un-
abhängigkeit erhielten, wurde das
im Hinterhof der USA liegende Pu-
ertoRicozunächstzwei Jahredurch
eine amerikanische Militärregie-
rungdominiert.MitderVerabschie-
dung des „Foraker-Gesetzes“ im
April 1900 erhielt PuertoRicodann
den Status eines von einer eigenen
zivilen Regierung geführten US-
Territoriums.ZwarbesaßPuertoRi-
co fortan ein frei gewähltes Zwei-
kammer-Parlament,dochernannte
der US-Präsident den Gouverneur
unddie Inhaber vieler andererpoli-
tischer Ämter.
1917verliehderUS-Kongressden

Einwohnern Puerto Ricos die ame-
rikanische Staatsbürgerschaft,
denn durch den neuen Panamaka-
nal hatte die strategische Bedeu-
tung der Insel erheblich zugenom-
men.MitderWellederDekolonisie-
rung der Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg wuchs der Druck auf die
USA,denStatusPuertoRicoszuver-
bessern.DerUS-KongressgabPuer-
to Rico daher 1947 das Recht, den
eigenen Gouverneur zu wählen,
undmitderwenigeJahrespäterein-
geführten neuenVerfassung wurde
Puerto Rico als sogenanntes Com-
monwealth der USA etabliert. Da-
miterhieltdie Inseldie innenpoliti-
sche Autonomie und die Selbstver-

waltung, was auch der erfolgrei-
chen Transformation von einem
Agrarland in eine industrielle Ma-
nufaktur zugutekam. Steuerver-
günstigungen und billige Arbeits-
kräfte zogen viele US-Firmen nach
Puerto Rico. Beispielsweise boom-
te die Pharmaindustrie, die nach
wie vor ein wichtiger ökonomi-
scher Faktor ist.
Seit Jahren wird in Puerto Rico

eine heftige Debatte darüber ge-
führt, ob die Insel der 51. Bundes-
staat der USA werden solle. Das
würde die wirtschaftlichen Aus-
sichten Puerto Ricos deutlich ver-
bessern und viel mehr Investitio-
nen ins Land bringen. In nicht bin-
denden Volksentscheiden 2012,
2017, 2020 und zuletzt im Novem-
ber 2024 sprach sich die Bevölke-
rung Puerto Ricos mit deutlicher
Mehrheit für diese Lösung aus.
Doch letztlich kommt es auf den

US-Kongress an. Nur er hat das
Recht, mittels eines komplizierten
Verfahrens einen neuen Bundes-

staat zu schaffen und in die Ver-
einigten Staaten aufzunehmen –
zuletzt passierte das 1959 mit
Alaska und Hawaii. Doch der tief
zerstrittene, weitgehend gelähmte
Kongress in Washington schenkt
Puerto Rico ebenso wenig Auf-
merksamkeit wie der Mann im
Weißen Haus.
Ähnlichwie in der langenDebat-

te, obWashingtonD.C. ein eigener
Bundesstaat werden solle, be-
fürchten die Republikaner, dass
Puerto Rico der Demokratischen
Partei zwei zusätzliche Senats-
und zahlreiche Abgeordnetensitze
imRepräsentantenhaus bescheren
würde.Trumpwiederumwill lieber
riesige Territorien wie Kanada und
Grönland oder das lukrative Pana-
makanal-Gelände annektieren, als
sich mit Puerto Rico beschäftigen.
Die Karibikinsel ist ja auch nur so
groß wie Zypern und etwa halb so
groß wie Rheinland-Pfalz.
Zudem ist Puerto Rico zwar

landschaftlich wunderschön, aber
vergleichsweise arm. Nach einer
langanhaltenden Rezession von
2006 bis 2017 geht es trotz der der-
zeitigen Wasserknappheit allmäh-
lich bergauf, nicht zuletzt auf-
grund des zunehmenden Touris-
mus. Allerdings sind die verhee-
rendenFolgendesHurrikansMaria
im September 2017 und der Covid-
Pandemienochdeutlichzuspüren.
Es wäre höchste Zeit, dass Puerto
Rico den Status des 51. Bundes-
staats erhält und gleichberechtigt
in die USA integriert wird.
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